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Brill, Hermann Louis
 
1895 – 1959
 
Politiker, Widerstandskämpfer, Pädagoge
 
Hermann Brill engagierte sich seit 1934 im Widerstand gegen die NS-Diktatur in
der Gruppe „Neu Beginnen“, seit 1936 als Gründer der „Deutschen Volksfront“.
Nach seiner Befreiung aus dem KZ Buchenwald wurde er im Mai 1945 mit
der Wahrnehmung der Geschäfte des Thüringischen Staatsministeriums
beauftragt und gehörte 1948 als Teilnehmer am Verfassungskonvent von
Herrenchiemsee zu den Vätern des Grundgesetzes der Bundesrepublik. Brill
war ein herausragender Repräsentant der europäischen Einigungsbewegung
und des demokratischen Aufbaus der staatlichen Verwaltung.
 
Geboren am  9. Februar 1895  in   Gräfenroda (Thüringen)
Gestorben am  22. Juni 1959  in   Wiesbaden
Grabstätte   Nordfriedhof  in   Wiesbaden
Konfession  evangelisch-lutherisch, 1922–1926 Mitglied der Gemeinschaft
sozialistischer Freidenker 
 
Tabellarischer Lebenslauf
1901  1909  Schulbesuch  Michaelis-Bürgerschule (Volksschule)   Ohrdruf bei
Gotha (Thüringen)
1909  1914  Lehrerausbildung (erste Lehrerprüfung am 4.8.1914)   Herzog-
Ernst-Lehrerseminar   Gotha
1914  1918  Kriegsdienst   Ost-und Westfront
3.10.1918  1922  Mitglied   Unabhängige Sozialdemokratische Partei
Deutschlands (USPD)
1919   Abgeordneter der USPD   Landesversammlung   Gotha
1919   Abgeordneter der USPD   Volksrat von Thüringen   Gotha
1920  1933  Abgeordneter der USPD   Landtag von Thüringen   Erfurt
1921  1923  Staatsrat für das Gebiet Gotha   Landesregierung Thüringen  
Gotha
1922  30.5.1933  Mitglied   SPD
1923  1924  Ministerialdirektor (am 15.4.1924 in den Ruhestand versetzt)  
Ministerium des Innern   Erfurt
1926  1928  Studium der Rechtswissenschaften   Universität  Jena
1927  1932  Mitglied   Staatsgerichtshof für Thüringen   Jena
1927  1932  Mitglied der Prüfungsausschüsse für den Verwaltungs- und
Schuldienst 
1928   Promotion (Dr. iur.)   Universität   Jena
Juli 1932  November 1932  Abgeordneter der SPD   Reichstag   Berlin



Juni 1933  Juli 1933  „Schutzhaft“   Landgerichtsgefängnis   Gotha
1934   Übersiedlung    Berlin
1936   Mitbegründer   Deutsche Volksfront (Widerstandsgruppe)   Berlin
1938  1939  Verhaftung und Untersuchungshaft   Zuchthaus (Prinz-Albrecht-
Straße)   Berlin
28.7.1939   Verurteilung zu zwölf Jahren Zuchthaus wegen Vorbereitung zum
Hochverrat   Volksgerichtshof   Berlin
1939  1943  Inhaftierung   Zuchthaus   Brandenburg-Görden
Dezember 1943  April 1945  Häftling; seit Februar 1944 Vorstand des illegalen
Deutschen Volkfrontkomitees   KZ Buchenwald   Buchenwald bei Weimar
April 1945  Juli 1945  Berater der US-amerikanischen Militärregierung; am
7.5.1945 beauftragt mit der Wahrnehmung der Geschäfte der bisherigen
Landesregierung, am 9.6.1945 zum Regierungspräsidenten der Provinz
Thüringen ernannt 
9.7.1945   Gründer   Bund Demokratischer Sozialisten (gescheiterter Versuch
einer neuen Einheitspartei von SPD und KPD)
16.7.1945   Wiedereintritt   SPD
Dezember 1945   Berater   Office of Military Government for Germany (USMA)  
Berlin
Juni 1946  1949  Staatssekretär   Staatskanzlei   Wiesbaden
1948   Mitglied des Verfassungskonvents    Herrenchiemsee
1949  1953  Abgeordneter; Mitglied u. a. des Rechts- und
Verfassungsausschusses, des Berlin- und des Gesamtdeutschen Ausschusses  
Deutscher Bundestag   Berlin
 
Genealogie
Vater   Michael Johann Brill   Schneidermeister in Gräfenroda (Thüringen)
Großvater väterlicherseits   Johannes Jeremias Brill  gest. 1888
Großmutter väterlicherseits   Barbara Katharina Brill, geb. Hopf 
Mutter   Lina Brill, geb. Otto 
Großvater mütterlicherseits   Günther Otto 
Großmutter mütterlicherseits   Anna Otto, geb. Graulich 
Schwester   Ida Brill  1896–1945  ermordet im KZ Ravensbrück
Bruder   Paul Brill  1898–1943
Bruder   Ernst Brill  1900–1963
Bruder   Willy Brill  1902–1937
1. Heirat  1920  in  Gotha
Ehefrau   Hildegard Brill, geb. Wiechert  1901–1972
Schwiegervater  N. N.   Buchdruckereibesitzer in Gotha
Scheidung  11.2.1930 
Tochter   Barbara Brill  geb. 1921
2. Heirat  21.3.1931  in  Berlin-Schöneberg
Ehefrau   Martha Brill, geb. Pluskat  1904–1980
Schwiegervater   Richard Pluskat   Tischlermeister aus Berlin-Falkensee
Schwiegermutter  N. N.   Sozialdemokratin in Berlin
Kinder  zwei weitere Töchter 
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Aufgewachsen in kleinbürgerlichen Verhältnissen, meldete sich Brill nach
Abschluss seiner Lehrerausbildung im August 1914 als Kriegsfreiwilliger. Im
Februar 1919 kehrte er nach Einsätzen an Ost- und Westfront als überzeugter
Sozialist nach Gotha zurück, wo er als Volkschullehrer tätig wurde. 1919
erarbeitete er die Verfassung der kurzlebigen Gothaer Räterepublik und
gehörte von 1920 bis 1933 ununterbrochen dem thüringischen Landtag an,
zunächst für die USPD, seit 1922 für die SPD, die er 1932 auch im Reichstag
vertrat. Am 17. Mai 1933 verließ er seine Partei, nachdem die Restfraktion der
SPD im Reichstag mit allen Fraktionen dem außenpolitischen Programm Adolf
Hitlers (1889–1945) zugestimmt hatte.
 
Als Referent im Thüringischen Volksbildungsministerium plädierte Brill 1920
für die Greilsche Schulreform, die mit der Einheitsschule Chancengleichheit
für alle Schüler zu gewährleisten versuchte. Seit Oktober 1923 als Staatsrat
in der Arbeiterregierung unter August Frölich (1877–1966) tätig, war er nach
deren Absetzung durch eine Reichsexekution im November desselben Jahres
als Ministerialdirektor im Innenministerium u. a. für die Polizeiabteilung
verantwortlich. Im April 1924 wurde seine Versetzung als Beamter im
Wartestand verordnet.
 
Brill studierte seit 1926 Rechtswissenschaften in Jena und wurde 1928 bei
Franz Wilhelm Jerusalem (1883–1970) und Otto Koellreutter (1883–1972)
zum Dr. iur. promoviert. Als Mitglied des Staatsgerichtshofs und Vorsitzender
der parlamentarischen Untersuchungskommission verhinderte er im März
1932 die von dem nationalsozialistischen thüringischen Volksbildungs- und
Innenminister, Wilhelm Frick (1877–1946), geforderte Ernennung Hitlers zum



Gendarmeriekommissar von Hildburghausen und damit die geplante Verleihung
der deutschen Staatsbürgerschaft an Hitler.
 
Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme in den Ruhestand
versetzt, wurde Brill im Frühjahr 1934 das Ruhegeld entzogen. 1936
gründete er mit Otto Brass (1875–1950) und Oskar Debus (1886–1942)
in Berlin die Widerstandsgruppe „Deutsche Volksfront“. Seit 1939 im
Zuchthaus Brandenburg-Goerden inhaftiert, kam Brill im Dezember 1943
in das Konzentrationslager Buchenwald. Im April 1945 verfasste er das
„Buchenwalder Manifest der demokratischen Sozialisten“, das Deutschlands
„schuldrechtliche Verpflichtung der Wiedergutmachung“ der vom NS-Staat
angerichteten Schäden anerkannte und dem Wunsch Ausdruck verlieh, „in die
Weltorganisation des Friedens und der Sicherheit aufgenommen“ zu werden.
Das Manifest forderte einen „neuen Typ der Demokratie“, die „den breiten
Massen in Stadt und Land eine effektive Betätigung in Politik und Verwaltung“
ermöglichen sollte.
 
Brill wurde am 7. Mai 1945 von der US-amerikanischen Militärregierung zum
Regierungspräsidenten Thüringens ernannt. Noch im Mai 1945 gründete
er den Bund demokratischer Sozialisten, trat aber nach dessen Verbot
im Juli 1945 erneut der SPD bei. Nach seiner Flucht aus der sowjetischen
Besatzungszone (SBZ) hatte er von 1946 bis 1949 als Staatsekretär im
Hessischen Staatsministerium und Leiter der Hessischen Staatskanzlei
maßgeblichen Anteil an der Vorbereitung der Verfassungen in Hessen und
Bremen. 1946 legte Brill im ersten Heft der „Wege zum Sozialismus“ einen
Nachdruck seiner umfangreichen Schriften aus dem Widerstand für eine
Neuordnung Deutschlands unter dem Titel „Gegen den Strom“ vor.
 
Im August 1948 gehörte Brill zu den 30 Staatsrechtsgelehrten, die
am Verfassungskonvent von Herrenchiemsee teilnahmen und den
Verfassungsentwurf vorlegten, der am 23. Mai 1949 durch den
Parlamentarischen Rat als Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
verabschiedet wurde. Brills Hauptaugenmerk galt dem Aufbau eines
demokratischen und sozialen Rechtsstaats mit gesicherten Bürger- und
Menschenrechten, dem Ausbau der Selbstverwaltungsorgane und des
Genossenschaftswesens sowie der Verstaatlichung der Banken, des
Großgrundbesitzes, der Schwerindustrie und der Energiewirtschaft. Er
befürwortete zudem die Errichtung eines Senats nach US-amerikanischem
Vorbild mit Vetorecht im Gesetzgebungsverfahren, das der Bundestag nur
mit Zweidrittelmehrheit überstimmen können sollte. Brill wurde nicht in den
Parlamentarischen Rat delegiert.
 
1949 wurde Brill zum ersten Vorsitzenden des „Königsteiner Kreises“
gewählt, der sich aus Juristen und Ökonomen zusammensetzte, die aus
der SBZ geflohen waren, und sich inteniv mit der Rechts-, Wirtschafts- und
Verwaltungsentwicklung der DDR beschäftigte. Von 1949 bis 1953 Mitglied
des Deutschen Bundestags, opponierte Brill wiederholt fraktionsintern gegen
den SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher (1895–1952) und isolierte sich so
zunehmend. 1953 setzte er das Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der
nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) durch und war als Berichterstatter für



die europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Vorsitzender
des Exekutivkomitees des Deutschen Rates für Europäische Bewegung tätig.
 
Zugleich forcierte Brill die geschichtswissenschaftliche Aufarbeitung der
NS-Diktatur und initiierte 1949 mit Friedrich Glum (1891–1974), Dieter
Sattler (1906–1968) und Walter Strauß (1900–1976) die Gründung des
Deutschen Instituts für Geschichte der nationalsozialistischen Zeit (seit 1952
Institut für Zeitgeschichte) in München. Brill plädierte für die Einrichtung
politikwissenschaftlicher Lehrstühle an deutschen Universitäten und regte
Freunde aus dem Exil und Widerstand wie Franz Leopold Neumann (1900–
1954), Wolfgang Abendroth (1906–1985) und Eugen Kogon (1903–1987) an,
sich auf die Lehrstühle in Berlin, Marburg an der Lahn und Frankfurt am Main
zu bewerben. Sein Engagement erleichterte zudem die Rückkehr bedeutender
Emigranten wie Fritz Bauer (1903–1968), Ernst Fraenkel (1898–1975) und
Franz Leopold Neumann (1900–1954), mit denen er bereits 1928 in der
Sozialistischen Heimvolkshochschule Tinz bei Gera zusammengearbeitet hatte.
Trotz seiner bedeutenden Rolle in der Gründungsphase der Bundesrepublik
geriet Brill nach seinem Tod 1959 rasch in Vergessenheit und fand auch in der
historischen Forschung bislang wenig Aufmerksamkeit.
 
 
Auszeichnungen
1927–1933  Gastlehrer für Staats- und Verwaltungsrecht, Heimvolkshochschule
Tinz (bei Gera), u. a. mit Otto Jenssen (1883–1963), Franz Leopold Neumann
(1900–1954) und Ernst Fraenkel (1898–1975)
1948  Honorarprofessor für Öffentliches Recht, Universität Frankfurt am Main
1950/51  Dozent für Öffentliches Recht an der Akademie der Arbeit, Frankfurt
am Main
1951–1955  Honorarprofessor, Hochschule für Verwaltungswissenschaften
Speyer
1952–1959  Dozent bei den Hochschulwochen für staatswissenschaftliche
Fortbildung des Landes Hessen
1953–1959  Leiter der Hessischen Hochschulwochen für
staatswissenschaftliche Fortbildung in Bad Homburg
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Buchenwald-Archiv der Gedenkstätte Buchenwald, Akten zur Befreiung des KZ
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Gedruckte Quellen:
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(Onlineressource)
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Monografien:
 
Das thüringische Gesetz über Elternräte an öffentlichen Schulen, 1921.
 
Das Thüringische Staatsbeamtengesetz, 1923.
 
Der Kampf um die Erhaltung des Berufsbeamtentums, 1926.
 
Verwaltungsreform und Beamtengewerkschaften, 1928.
 
Studien zur Entstehung und Entwicklung der deutschen Selbstverwaltung,
1928. (Diss. iur.)
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Verfassungsfragen. Sozialistische Schriftenreihe, hg. v. Kulturausschuss der
SPD Bremen, 1947.
 
Die Verwaltungsreform in Hessen, 2 Bde., 1947/48.
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Die Revolution der Freiheit, in: ebd., S. 126 f.
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Grundrechte als Rechtsproblem, in: Die öffentliche Verwaltung, 1948, S. 54–57.
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Deutschen Hochschule für Politik, am 25. November 1949, 1950.
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